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IS-Rückkehrern den
deutschen Pass entziehen?

Staatsangehörigen kann Deutschland die Einreise nicht verweigern – Kilic fordert härtere Linie

Von Anne-Beatrice Clasmann
und Daniel Bräuer

Berlin/Heidelberg. Die Zahl der als „Ge-
fährder“ eingestuften Islamisten ist erst-
mals seit Jahren wieder zurückgegangen.
Durch die Rückkehr deutscher IS-An-
hänger aus der Türkei könnte sie wieder
leicht steigen. Die Bundesregierung ver-
sichert: damit steige die Terrorgefahr
nicht. Wie viele deutsche IS-Kämpfer und
Unterstützerinnen zurückkommen wer-
den, ist noch offen. Hintergründe:

■ Könnte Deutschland die Aufnahme von IS-
Rückkehrern verweigern? Bei deutschen
Staatsbürgern nicht. „Völkerrechtlich ist
Deutschland verpflichtet, deutschen
Staatsbürgern im Ausland ein Rückkehr-
recht zu gewähren, selbst wenn sie Straf-
täter oder Terroristen sind“, erklärt der
Heidelberger Anwalt Memet Kilic, Spe-
zialist für Ausländerrecht. Wenn die Be-
troffenen zum Nachweis deutsche Doku-
mente vorlegen, bleibe kaum Spielraum.

■ Was ist mit Doppelstaatlern? Der Bun-
destag hat im Juni ein Gesetz verab-
schiedet, das bei Terroristen den Entzug
der deutschen Staatsangehörigkeit er-
laubt. Dies gilt aber nicht rückwirkend,
sondern nur für Terrorakte, die seither
geschehen sind. Und die Betroffenen dür-
fen dadurch nicht staatenlos werden.

Kilic glaubt, dass dies zu kurz ge-
griffen ist. So hat es das Bundesverwal-
tungsgericht 2010 erlaubt, eine Einbür-
gerung aufzuheben, die durch arglistige
Täuschung erschlichen wurde – selbst
wenn der Betroffene dann staatenlos
wird. Sollten unter den IS-Rückkehrern
Eingebürgerte sein, fordert Kilic, zu prü-
fen, ob sie bei der Einbürgerung „ihre
wahre Gesinnung verheimlicht haben“.
Zwar sei dies schwer zu beweisen, gibt
er zu. Aber: „Sich dem IS anzuschließen,
ist ja keine Kurzschlusshandlung.“

■ Was würde der Passentzug bringen? Staa-
tenlose muss Deutschland nicht zurück-
nehmen – und andere Länder müssen sie
nach festen Regeln behandeln. Kilic sieht
darin auch ein politisches Signal. „Wir
sollten es der Türkei nicht noch leichter
machen, Dschihadisten nach Europa los-
zuwerden.“ Er befürchtet, dass Putin und
Erdogan damit gezielt die westlichen De-
mokratien schwächen wollen. „Wenn das
Ergebnis ist, dass man jeden Unsinn ver-
anstalten kann und sich immer noch nach
Deutschland retten, dann haben wir ver-
loren“, sagt er. „Deshalb müssen wir als
Gesamtgesellschaft wachsam bleiben.“
Zumal die Beobachtung mutmaßlicher
Islamisten, gegen die es nicht genug Be-
weise für eine Anklage gibt, viel Perso-
nal binden wird.

■ Wie viele „Gefährder“ hat die Polizei jetzt
schon im Blick? Ende September waren
bundesweit 688 Islamisten als „Ge-
fährder“ eingestuft, 86 weniger als im Ju-
li 2018. Grund sind bekannt gewordene
Todesfälle im IS-Gebiet oder eine Dis-
tanzierung von gewaltbereiten Gruppen.
Die Sicherheitsbehörden gehen davon
aus, dass von 1050 Islamisten, die ab 2013
von Deutschland zum IS reisten, rund ein
Drittel wieder im Land ist. 108 Rück-
kehrer gelten als „Gefährder“, denen man
schwere Gewalttaten zutraut.

■ Wie viele IS-Rückkehrer kommen jetzt? Das
ist noch nicht klar. Die Türkei will in den
kommenden Tagen mindestens elf Deut-
sche abschieben. Allerdings waren nicht
alle von ihnen beim IS.

■ Wie gefährlich sind die Rückkehrer? Das ist
schwer zu sagen. Kampferprobte Män-
ner stehen bislang nicht auf der Liste.
Doch auch für die Frauen gilt nach An-
sicht von Experten: Nicht jede wortreich
formulierte Abkehr von der IS-Ideologie
ist glaubwürdig.

■ Werden die Rückkehrer in Haft genommen?
Gegen 26 der 95 Deutschen, die aktuell
in Syrien in Haft sind, gibt es nach dpa-
Informationen einen deutschen Haftbe-
fehl.FürvielederIS-Frauengiltdasnicht.
Das heißt aber nicht, dass sie vor Straf-
verfolgung immun wären. Die Deutsch-
Tunesierin Omaima A., die Witwe des IS-
Terroristen Denis Cuspert, wurde im
September inhaftiert, drei Jahre nach
ihrer Rückkehr.

■ Warum gibt es keine Abschiebungen aus
Syrien oder dem Irak? Die meisten deut-
schen IS-Anhänger, die im Irak ge-
kämpft haben, sind entweder getötet
worden oder später nach Syrien gezo-
gen. Wer geblieben ist, wurde von den
Irakern vor Gericht gestellt. Der Irak
hat eine Zeit lang über die Einrichtung
eines Sondertribunals verhandelt.
Daraus wurde aber bisher nichts, unter
anderem weil Bagdad viel Geld ver-
langte und den Verzicht auf die To-
desstrafe nicht garantieren wollte.

Die kurdischen Gruppen in Syrien ha-
ben Berlin erfolglos aufgefordert, Deut-
sche aus den von ihnen kontrollierten
Haftanstalten zurückzunehmen. Ab-
schieben kann aber nur ein Staat.

■ Welche Konsequenzen zieht die Regierung?
Die anfangs für Sympathisanten in
Deutschland recht einfach Ausreise zum
IS ist deutlich schwieriger geworden –
wohl auch aus Sorge vor der Rückkehr
kampferprobter Islamisten. Potenzielle
Dschihadisten mussten beispielsweise
ihre Reisedokumente abgeben.

Die CDU-Innenpolitikerin Andrea
Lindholz plädiert nun dafür, bei Ein-
bürgerungen „genau hinzuschauen“. Al-
lerdings sind unter den deutschen IS-
Kämpfern auch Konvertiten ohne Mi-
grationshintergrund–oderdieKindervon
nicht-radikalen, ganz legal eingebürger-
ten Muslimen.

Um IS-Rückkehrer vor ein deutsches Gericht
zu bringen – wie hier in Celle – ist eine auf-
wändige Beweisführung nötig. Archiv-Foto: dpa

Waffenruhe
vereinbart

Israel atmet auf

Tel Aviv/Gaza. (dpa) Nach zwei Tagen hef-
tigerKonfrontationenhabensichIsraelund
der Islamische Dschihad nach Angaben der
Extremistenorganisation im Gazastreifen
auf eine Waffenruhe geeinigt. Diese habe
am Donnerstag um 5.30 Uhr Ortszeit be-
gonnen und sei durch Ägypten vermittelt
worden, teilte ein Sprecher der Organisa-
tion mit. Man fühle sich der Vereinbarung
verpflichtet und wolle die Ruhe wieder-
herstellen. Trotzdem feuerten militante
Palästinenser bis zum Vormittag nach Ar-
meeangaben noch Raketen nach Israel ab.

Die Zahl der getöteten Palästinenser
im Gazastreifen durch israelische Luft-
angriffe stieg am Donnerstag auf 34. Die
meisten davon waren nach palästinensi-
schen Quellen Militante. Der Islamische
Dschihad wird von EU und USA als Ter-
rororganisation eingestuft und hat in der
Vergangenheit häufig blutige Anschläge
in Israel verübt. Die Organisation wird
von Israels Erzfeind Iran finanziert und
hat sich die Zerstörung des jüdischen
Staates auf die Fahnen geschrieben.

Die Waffenruhe wurde von Israels Re-
gierung zwar nicht offiziell bestätigt. Jo-
nathan Conricus, ein Sprecher der Armee,
sagte jedoch: „Wir sind informiert worden,
dass es eine Waffenruhe gibt, nach mei-
nem Verständnis war Ägypten von höchs-
ter Bedeutung bei den Verhandlungen.“

Der UN-Nahostgesandte Nikolaj Mla-
denow rief zuvor zu „maximaler Zurück-
haltung“ auf. „Ägypten und die UN ha-
ben hart daran gearbeitet, um zu verhin-
dern,dassdiegefährlicheEskalationinund
um Gaza zu einem Krieg führt. Die kom-
menden Tage werden entscheidend sein.“

Nach Angaben des Islamischen Dschi-
had sind Teil der Vereinbarung der Stopp
von gezielten Tötungen, der Schutz von pa-
lästinensischen Demonstranten, die in der
Regel nach dem Freitagsgebet im Grenz-
gebiet protestieren, und Maßnahmen zur
Beendigung der Blockade des Gazastrei-
fens. Israel hat vor zwölf Jahren eine Blo-
ckade des Gazastreifens verschärft, die von
Ägypten mitgetragen wird. Beide Länder
begründen dies mit Sicherheitsinteressen.

Zehn Milliarden Menschen bis 2050
UN-Konferenz zur Weltbevölkerung will die Rechte von Frauen stärken, um gegenzusteuern

Von Gioia Forster

Nairobi. 7,6 Milliarden Menschen leben
derzeit auf der Welt. 2050 könnten es laut
einer UN-Prognose fast 10 Milliarden sein.
Allein in Afrika würde sich bis dahin die
Bevölkerung auf 2,4 Milliarden verdop-
peln. „Das stellt letztendlich alle Ziele, al-
le Erfolge, die wir in unserer Entwick-
lungspolitik haben, infrage“, sagt Maria
Flachsbarth, Staatssekretärin im Ent-
wicklungsministerium.

Bereits 1994 taten sich 179 Staaten zu-
sammen, um das Wachstum einzudäm-
men – vor allem indem sie die Rechte der
Frauen stärken. Wenn jede Frau frei ent-
scheiden kann, wann, mit wem und wie
viele Kinder sie haben möchte, dann wür-
de sich auch die Wachstumsfrage klären.
Es hat 25 Jahre gedauert, bis sich die Län-
der erneut getroffen haben. Das Treffen
in Nairobi, ausgerichtet vom UN-Bevöl-
kerungsfonds UNFPA und den Regierun-
gen von Kenia und Dänemark, zeigte vor
allem: Es bleibt viel zu tun.

Das damals in Kairo verabschiedete
Programm sah vor, die Kindersterblich-
keit bis 2015 auf unter 35 pro 1000 Ge-
burten zu senken. Die Müttersterblich-

keitsrate sollte um 75 Prozent reduziert
werden. Und alle sollten Zugang zu si-
cherer Familienplanung und medizini-
scher Betreuung bekommen.

Doch noch immer sterben täglich rund
800 Frauen und Mädchen während
Schwangerschaft oder Geburt – ein Mi-
nus von nur 45 Prozent. 33 000 Mädchen
unter18werdenjedenTagverheiratet.Vier
Millionen Mädchen pro Jahr durchleben
qualvolle Genitalverstümmelungen.

Warum wurden die Ziele noch nicht er-
reicht? Wie so oft fehle es an politischem
Willen und an Geld, sagt UNFPA-Kom-
munikationschef Arthur Erken.

Aber vor allem ist das Thema hoch-
sensibel. Wie sensibel, das zeigt schon die
Absage des Vatikans, 1994 noch Teilneh-
mer der Konferenz. Die Ergebnisse von
Kairo sollten nicht auf „sogenannte se-
xuelle und reproduktive Gesundheit und
Rechte reduziert werden“, hieß es.

Über diese Themen zu reden sei „nicht
leicht“, sagte die dänische Kronprinzes-
sin Mary in Nairobi. „Doch sie müssen an-
gesprochen werden.“

Zwischen dem globalen Süden und
globalen Norden tut sich eine große Dif-
ferenz auf. Südlich der Sahara liegt die

Geburtenrate bei 35,5 Geburten pro 1000
Menschen, in Europa sind es 10,4 Gebur-
ten. In einigen Ländern sei es für Orga-
nisationen, die sich etwa mit Aufklärung
und Schwangerschaftsabbruch beschäf-
tigen, schwieriger geworden, sagt Angela
Bähr, Programmdirektorin der Deut-
schen Stiftung Weltbevölkerung.

Auch in Nairobi machten zur Konfe-
renz Abtreibungsgegner mobil. Die Frage
des Bevölkerungswachstums sei „getrie-
ben von Ignoranz, manchmal von Rassis-
mus, manchmal von Vorurteilen, manch-
mal einfach von Dummheit“, klagt Ke-
nias Außenstaatssekretärin Macharia Ka-
mau. Das Problem sei nicht Bevölkerung,
sondern Entwicklung. „Wir werden nur
Erfolg haben, wenn wir uns entwickeln.“

Zahlreiche Staaten versprachen rund
eine Milliarde zu investieren. Das Bun-
desentwicklungsministerium führt für 100
Millionen Euro jährlich ein Projekt für
Mütter im Niger, in Kamerun und Malawi
weiter. Organisationen und Unternehmen
sagten acht Milliarden Dollar zu.

Ob die Nairobi-Konferenz viel be-
wirkt, muss sich zeigen. Die Beteiligung
war freiwillig, die Abschlusserklärung
nicht bindend.

Bewohnerinnen mehrere Armenviertel in Nai-
robi gehen für Frauenrechte auf die Straße
und begrüßen die UN-Weltbevölkerungskon-
ferenz ICPD. Zeitgleich demonstrierten Ab-
treibungsgegner. Foto: dpa

NACHRICHTEN

Vorerst kein grünes Licht für Ungar
Der Ungar Oliver Varhelyi hat vom
Europaparlament vorerst kein grünes
Licht für seine Berufung in die neue
EU-Kommission bekommen. Die Ko-
ordinatoren des zuständigen Aus-
schusses für auswärtige Angelegen-
heiten beschlossen am Donnerstag
nach einer Anhörung, weitere schrift-
liche Fragen an den designierten EU-
Erweiterungskommissar zu richten.
Danach könnte eine weitere Anhö-
rung folgen. Bedenken gegen Varhe-
lyis Ernennung zum neuen EU-Er-
weiterungskommissar gibt es vor al-
lem wegen seiner Nähe zu Ungarns
Regierungschef Viktor Orban.

MH17-Ermittler belasten Russland

Im Fall der abgeschossenen malaysi-
schen Passagiermaschine MH17 (Foto:
dpa) haben Ermittler in den Nieder-
landen neue Vorwürfe gegen Russ-
land erhoben. Die Verbindungen zwi-
schen der Führung der Separatisten,
die für den Abschuss der Maschine
verantwortlich sind, und Russland
seien enger als bisher bekannt, sagte
Ermittler Andy Kraag vom interna-
tionalen Untersuchungsteam JIT.

Bolivien erkennt Guaidó an
Die Regierung der neuen Übergangs-
präsidentin in Bolivien, Jeanine Añez,
hat kurz nach ihrem Amtsantritt die
Anerkennung des selbsternannten
Übergangspräsidenten in Venezuela,
Juan Guaidó, verkündet. Die Regie-
rung von Añez erkenne „den Präsi-
denten Guaidó“ an, sagte die bolivia-
nische Kommunikationsministerin
Roxana Lizárraga am Donnerstag. Der
Schritt ist ein entscheidender Kurs-
wechsel der bolivianischen Regierung.

Magdeburg: U-Ausschuss zu Halle
Die Arbeit der Sicherheitsbehörden
beim Terroranschlag von Halle soll mit
einem Untersuchungsausschuss im
Magdeburger Landtag aufgearbeitet
werden. Die AfD-Abgeordneten und
derinzwischenparteilosefrühereAfD-
Landeschef André Poggenburg bean-
tragten einen entsprechenden Unter-
suchungsausschuss.

„Ich empfinde das als diskriminierend“
Israels Botschafter Jeremy Issacharoff zur Markierung von Siedlungs-Produkten – Antisemitismus als Angriff auf die Gesellschaft

Von Michael Abschlag

Heidelberg. Jeremy
Nissim Issacharoff
(64; Foto: dpa) ist
BotschafterIsraels in
Deutschland. Die
RNZ traf ihn am
Rande eines Emp-
fangs in Mannheim.

> Herr Issacharoff,
gestern hat der
EuGH geurteilt, dass Produkte aus is-
raelischen Siedlungen gekennzeichnet
werden müssen. Wie bewerten Sie das?

Ich empfinde das als diskriminierend. Es
gibt auf der Welt rund 200 Gebiete, die
von einem Staat besetzt oder strittig sind.
Dennoch gibt es eine solche Regelung bei
keinem anderen Land. Nur in diesem
einen Fall hat man so entschieden. Nun
besteht die Gefahr, dass durch dieses
Urteil Boykottbewegungen ermutigt
werden. Ich sehe das sehr kritisch.

> Was erwarten Sie denn von der Bun-
desregierung?

Der Bundestag hat bereits gesagt, dass er
diese Entscheidung für unangemessen
hält. Allerdings haben die europäischen
Regierungen, auch die deutsche, wenig
getan, um das zu verhindern. Die deut-
sche Regierung sollte im Nahost-Kon-
flikt beide Seiten ermutigen, aufeinan-
der zuzugehen und sich zu verständigen.
Man wird diesen Konflikt nicht lösen,
wenn man nur eine Seite unterstützt.

> Derzeit erleben wir ein Anwachsen des
Antisemitismus, auch in Deutschland.
Wie blicken Sie auf die Entwicklung?

Ich kam vor zwei Jahren nach Deutsch-
land, und ich bin beeindruckt davon, wie
dieses Land sich verändert hat, wie es aus
seiner Geschichte gelernt hat. Aber ja, die
Entwicklung beunruhigt mich. Ich kann
Antisemitismus, ehrlich gesagt, nicht
verstehen. Aber es gibt ihn in vielen Län-
dern, auch in England und den USA, und
auch in Gegenden, in denen gar keine Ju-

den leben. Es beginnt immer mit Worten,
die das gesellschaftliche Klima vergif-
ten, und auf die Worte folgen dann Ta-
ten. Wir müssen uns klarmachen, dass
diese Taten nicht nur Angriffe auf Juden
sind, sondern Angriffe auf die deutsche
Gesellschaft, auf die Demokratie. Der
Täter in Halle wollte Juden töten, aber
er wäre genauso bereit gewesen, Musli-
me zu töten oder andere, die nicht in sein
Weltbild passen. Und wenn Menschen
eine Partei wie die AfD wählen, deren
Vertreter behaupten, der Anschlag sei
nicht antisemitisch gewesen, weil keine
Juden getötet wurden, dann kann ich das
auch nicht nachvollziehen.

> Erwarten Sie sich mehr Maßnahmen im
Kampf gegen Antisemitismus?

Dieser Kampf findet auf verschiedenen
Ebenen statt. Das fängt bei der Bildung
an. Ich bin zum Beispiel als Kind in einer
sehr multikulturellen Schule gewesen, in
der Kinder aus allen möglichen Kultur-
kreisen waren, auch viele Muslime. Das

erzieht zur Offenheit. Aber natürlich fin-
det Bildung nicht nur in der Schule statt,
sondern auch zuhause, im Elternhaus, in
Vereinen, Religionsgemeinschaften und
Kultureinrichtungen. Viele Juden haben ja
auch das wissenschaftliche und kulturelle
Leben in Deutschland geprägt – denken
Sie nur an Albert Einstein und andere be-
kannte Juden, die Deutschland und die
Menschheit vorangebracht haben.

> Bildung ist wichtig, aber braucht es
nicht noch weitere Maßnahmen?

Natürlich ist eine Null-Toleranz-Politik
wichtig. Das gilt für alle schweren Straf-
taten. Bereits vor dem Anschlag in Halle
gab es einen antisemitischen Vorfall in
Berlin. Dort zog ein Mann ein Messer vor
einer Synagoge, wurde festgenommen
und am nächsten Morgen wieder aus der
Haftentlassen.DieGesellschaftmussdas
Problem des Antisemitismus, des
Rechtsextremismus und alle anderen
Quellen des Antisemitismus erkennen.
Das ist das Wichtigste.
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